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Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in derderzeit gültigen 
Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 18.02.2014
- Aktenzeichen 03240356324/mö

gegen:

  Herrn
  Erwin Naschberger
  Adlerstraße 42
  40211 Düsseldorf

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 26.03.2014
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 241
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Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Öffentliche Zustellung 

Gegen Herrn Nihat Isikli, letzte bekannte Anschrift: 
Wieringerstraat 18a, 3083 CL Rotterdam NL, jetzi-
ger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 26.03.2014 ein 
 Bescheid des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/boe, 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 

Öffentliche Zustellung 

Gegen Herrn Onno Hendrix, letzte bekannte An-
schrift: Kerkwetering 20, 3421 TS Oudewater NL, 
jetziger Aufenthaltsort unbekannt, ist am 28.03.2014 
ein 
 Bescheid des Landrats des Kreises Viersen, 
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr, 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen, 
 Aktenzeichen: 32/5 – 36 43/boe, 
ergangen.

Gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
zustellungsgesetz - LZG NW) vom 07.03.2006 (GV 
NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
/ der Empfängerin nicht festgestellt werden kann.

Bekanntmachung
des Kreises Viersen

NRW S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung wird das 
vorgenannte Dokument hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung zugestellt.

Eine Zustellung auf eine andere Art kann nicht erfol-
gen, da der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers 
/ der Empfängerin nicht festgestellt werden kann.

Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in
 41747 Viersen
 Rathausmarkt 3
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
 Zimmer 0125.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, den 26.03.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 242

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in derderzeit gültigen 
Fassung wird der

Bußgeldbescheid des Amtes für Ordnung und 
Straßenverkehr vom 01.04.2014
- Aktenzeichen 03260312250/mö

gegen:

  Herrn
  Dominik Sima
  Grote Straat 37
  NL-5931 CS Tegelen

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0114 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 01.04.2014
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 242
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Das Dokument kann montags bis freitags in der Zeit 
von 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr eingesehen und in Emp-
fang genommen werden auf meiner Dienststelle in
 41747 Viersen
 Rathausmarkt 3
 Amt für Ordnung und Straßenverkehr 
 Abteilung Führerscheine / Fahrschulen
 Zimmer 0125.

Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Das Dokument gilt gemäß § 10 LZG NRW als zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind.

Viersen, den 31.03.2014
Kreis Viersen

Der Landrat
Im Auftrag

gez. Thoma-Wankum

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 242

Bekanntmachung
des Kreises Viersen
Bekanntgabe nach § 3a des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert am 
25.07.2013 (BGBl. I S. 2756) über die Feststellung 
der Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht für ein 
Vorhaben der Firma PWL Vermessungs- und In-
genieurbüro GmbH, Anrather Str. 291, 47807 Kre-
feld

Antrag der Firma PWL Vermessungs- und Ingeni-
eurbüro GmbH vom 19.12.2012 auf Erteilung ei-
ner Genehmigung nach § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG)

Die Firma PWL Vermessungs- und Ingenieurbüro 
GmbH, Anrather Str. 291, 47807 Krefeld, beabsich-
tigt innerhalb der Windvorrangzone der Stadt Kem-
pen eine Erweiterung der bestehenden Windfarm. 

Antragsgegenstand ist die Errichtung und der Be-
trieb von 2 Windenergieanlagen, Typ Enercon E 53, 
mit 73,25 m Nabenhöhe und je 800 kW Leistung auf 
dem Grundstück in der Gemarkung St. Hubert, Flur 
15, Flurstück 153.

Das geplante Vorhaben ist gem. § 4 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit 
Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der vierten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 

– 4. BImSchV) genehmigungsbedürftig. 

Nördlich und südlich der beantragten Anlagen sind 
ab 227 m Entfernung zwei weitere Windenergieanla-
gen in Betrieb. Östlich der beantragten Anlagen ist ab 
262 m Entfernung eine weitere Windenergieanlage 
genehmigt. 
Durch die räumliche Nähe der Windenergieanlagen 
handelt es sich um kumulierende Vorhaben im Sinne 
des § 3b UVPG in Verbindung mit § 3c Satz 5 UVPG. 
Das Vorhaben ist gemeinsam mit den 3 errichteten 
und genehmigten Windenergieanlagen zu betrachten 
und deshalb der Nr.1.6.3 der Anlage 1 zum UVPG 
zuzuordnen. 
Danach ist eine standortbezogene Prüfung des Ein-
zelfalls nach § 3c Abs. 1 Nr. 1 UVPG durchzuführen, 
ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung erforderlich ist.

Gemäß § 3c UVPG ist eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach 
Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund 
überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der 
in Anlage 2 zum UVPG NRW aufgeführten Kriterien 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Im vorliegenden Fall ergab die standortbezogene 
Vorprüfung im Einzelfall, dass durch das beantrag-
te Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten sind.

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass 
für das beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

Viersen, 17.02.2014
Kreis Viersen

gez.
Ottmann

66/3 - K-WKA Kempen -

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 243 
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Bekanntmachung
des Kreises Viersen

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 244



245

Bekanntmachung
der Gemeinde Brüggen

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 245
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Bekanntmachung
der Gemeinde Grefrath
Satzung über den Höchstbetrag der Kredite, die 
im Haushaltsjahr 2014 zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen

Der Rat der Gemeinde Grefrath hat aufgrund des 
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein 
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NWS 666/SGV NW 2023), in 
der zurzeit geltenden Fassung in seiner Sitzung am 
26.03.2014 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssi-
cherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
festgesetzt auf 12.000,000,00 €. 

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über den Höchstbetrag der 
Kredite, die im Haushaltsjahr 2014 zur Liquiditätssi-
cherung in Anspruch genommen werden dürfen wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen der Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Beschluss der Satzung 
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Grefrath, den 26.03.2014
Der Bürgermeister

Lommetz

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 246

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal
ÖFFENTLICHE BEKANNTmACHUNG

Am:      Dienstag, 08.04.2014 
Um      18:00 Uhr 
Im:      Ratssaal Eingang A/C des Rathauses   
     Nettetal, Doerkesplatz 11, 1. OG
Sitzung:   28. Sitzung des Rates 

Tagesordnung
Rat

TOP Betreff      
 

Ö  1 Mitteilungen der Verwaltung

Ö  
1.1 

hier: Mitteilung der Geburtenzahlen 2013

Ö  
1.2 

hier: Mitteilung über die Nebeneinkünfte des 
Bürgermeisters im Jahr 2013

Ö  
1.3 

hier: Mitteilung über den Abschluss der 
Hundebestandsaufnahme

Ö  2 Beschlüsse aus den Fachausschüssen; 
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 06.11.2013 
zur Entfernung der Papiercontainer von den 
Wertstoffsammelstationen

Ö  
3 

Erhöhung des Preises für den fahrbaren 
Mahlzeitendienst

Ö  4 Entwicklungskonzept der Stadt Venlo 
„ruimtelijke structuurvisie 2014“

Ö  5 Genehmigungen von Dringlichkeitsentschei-
dungen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW

Ö  
5.1 

Genehmigung einer Dringlichkeitsentschei-
dung; 
hier: Einrichtung eines Integrationsrates

Ö  
5.2 

Genehmigung einer Dringlichkeitsentschei-
dung;
hier: 14. Änderung der Hauptsatzung der 
Stadt Nettetal

Ö  
5.3 

Genehmigung einer Dringlichkeitsentschei-
dung;
hier: Neufassung der Wahlordnung für den 
Integrationsrat der Stadt Nettetal
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Ö  6 Besetzung der Einigungsstelle gem. § 67 
LPVG

Ö  7 Schließung der Gemeinschaftshauptschule 
Lobberich

Ö  8 Aktuelle Situation zum Schulrechtsände-
rungsgesetz

Ö  9 Satzung der Stadt Nettetal über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme der im Stadtgebiet Nettetal bestehen-
den Tageseinrichtungen für Kinder und für 
die Inanspruchnahme der Kindertagespflege 
(Elternbeitragssatzung)

Ö  
10 

1. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen 
vom 14.06.2007

Ö  
11 

Entgeltordnung für die Erhebung von Entgel-
ten für die Wochenmärkte und Jahrmärkte

Ö  
12 

Satzung über die Erhebung von Kostenersatz 
bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr

Ö  
13 

Sachstandsbericht zur Umsetzung der Leit-
ziele Nettetal 2015+

Ö  
14 

Stadtentwicklungskonzept / Einzelhandels-
standort- und Zentrenkonzept / Sofortmaß-
nahmen

Ö  
15 

Bebauungsplan Br-257 „Hohlweg“
Aufstellungsbeschluss

Ö  
16 

Bebauungsplan Sh-258 „Feuerwehrgerä-
tehaus Kindter Straße“
1) Aufstellungsbeschluss gemäß § 13a BauGB 
2) Durchführung des vereinfachten Verfah-
rens gemäß § 13 (2) BauGB

Ö  
17 

Bebauungsplan Lo-250 „Niedieck-Park“ 
Satzungsbeschluss

Ö  
18 

Bebauungsplan Lo-251 „Niedieckstraße / 
Longlife-Areal“
Satzungsbeschluss

Ö  
19 

Widmung verschiedener Straßen im Stadt-
gebiet
- Montel-Allee, Kaldenkirchen 
- Zillessen-Allee, Kaldenkirchen 
- Stichweg Buscher Weg, Leuth 
- In der Loeheide, Lobberich 
- Am Bongartzstift, Lobberich

Ö  
20 

Handlungskonzept Sauberkeit und Ordnung 
in der Stadt Nettetal;
hier: Beschluss über die Erteilung von Son-
dernutzungserlaubnissen für Altkleidercon-
tainer

Ö  
21 

2. Änderung der Abwasserbeseitigungssat-
zung

Ö  
22 

Sanierung des Gehwegs in Teilbereichen der 
Niedieckstraße

Ö  
23 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der 
Geschäftsordnung

N  
24 

Mitteilungen der Verwaltung

N  
25 

Beschlüsse aus den Fachausschüssen

N  
26 

Personalangelegenheiten

N  
27 

Städtebauliche Verträge

N  
28 

Grundstücksangelegenheiten

N  
28.1 

Grundstücksangelegenheiten

N  
28.2 

Grundstücksangelegenheiten

N  
28.3 

Grundstücksangelegenheiten

N  
29 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der 
Geschäftsordnung

Zu der öffentlichen Sitzung hat jedermann Zutritt.

Nettetal, 28.03.2014
gez. Wagner

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 246

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal
Information der Stadt Nettetal für die Kommunal-
wahl 2014

Hinweise zur Eintragung in das Wählerverzeich-
nis für wahlberechtigte Unionsbürger, die gem. 
§ 23 des Meldegesetzes von der Meldepflicht be-
freit sind.
Unterrichtung gemäß § 12 Abs. 7 Kommunalwahl-
ordnung

Am 25. Mai 2014 finden in Nordrhein-Westfalen die 
Kommunalwahlen statt.
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An der Kommunalwahl kann nur teilnehmen, wer in 
ein Wählerverzeichnis eingetragen ist. Staatsange-
hörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (ausländische Unionsbürger), die bei ihrer 
Meldebehörde am 35. Tag vor der Wahl (Stichtag) 
für eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen, für die 
Hauptwohnung gemeldet sind, werden bei Vorlie-
gen der wahlrechtlichen Voraussetzungen von Amts 
wegen in das Wählerverzeichnis eingetragen. Sie 
erhalten von ihrer Wohnortgemeinde eine Wahlbe-
nachrichtigung und können ohne Erfüllung sonstiger 
Formalitäten an der Wahl teilnehmen.

Ausländische Unionsbürger, die wegen Befreiung 
von der Meldepflicht (§ 23 Meldegesetz) nicht bei der 
Meldebehörde gemeldet sind, werden nur auf An-
trag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Dafür ist 
Voraussetzung, dass sie gem. §§ 7 und 8 des Kom-
munalwahlgesetzes am Wahltag

1. das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben,
2.  seit mindestens 09. Mai 2014 (16. Tag vor der 

Wahl)  ihre Wohnung (bei mehreren Wohnungen 
die Hauptwohnung) im Wahlgebiet innehaben 
oder sich sonst gewöhnlich aufhalten und keine 
Wohnung außerhalb des Wahlgebietes haben,

3. in der Bundesrepublik Deutschland nicht vom 
 Wahlrecht ausgeschlossen sind.

Der Antrag muss Familiennamen, Vornamen, Tag der 
Geburt, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsange-
hörigkeit enthalten und persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Im Rahmen des Antrags ist 
eine Versicherung an Eides Statt abzugeben, dass 
der Antragsteller in der Gemeinde, bei Kreiswahlen 
im Kreis, am Wahltag seit mindestens dem 16. Tag 
vor der Wahl eine Wohnung innehat. Ferner muss 
der Antrag Angaben über den gültigen Identitätsaus-
weis und eine Versicherung an Eides Statt über die 
Staatsangehörigkeit enthalten. Die Gemeinde kann 
die Vorlage eines gültigen Identitätsausweises ver-
langen. Der Antrag muss spätestens am 09. Mai 
2014 beim Bürgermeister der Stadt Nettetal, Bürger-
service, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal eingehen. 
Einem später eingehenden Antrag kann nicht mehr 
entsprochen werden.

Antragsvordrucke werden von der Stadt Nettetal, 
Bürgerservice, Doerkesplatz 11, 41334 Nettetal, be-
reit gehalten oder sind auf der städtischen Internet-
seite unter www.nettetal.de zu finden.

Zuständige Gemeinde, an die der Antrag zu richten 
ist, ist die Gemeinde, in der der ausländische Unions-
bürger seine Wohnung, bei mehreren Wohnungen in 
Deutschland, seine Hauptwohnung innehat.

Nettetal, 27. März 2014
Stadt Nettetal

Der Bürgermeister
gez. Wagner

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 247

Bekanntmachung
der Stadt Nettetal
Erneute Öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planes Lo-238 „Südlich Sittard“ im Stadtteil Lob-
berich

Der Ausschuss für Stadtplanung der Stadt Nettetal 
hat am 23.02.2010 die Aufstellung des Bebauungs-
planes Lo-238 „Südlich Sittard“ beschlossen. Die 
öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Lo-
238 „Südlich Sittard“ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fand 
in der Zeit vom 18.01.2013 bis einschließlich zum 
18.02.2013 statt.

Weiterhin hat der Ausschuss für Stadtplanung am 
20.03.2014 die Änderung und Ergänzung des Be-
bauungsplanes Lo-238 „Südlich Sittard“ sowie des-
sen erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 
3 BauGB beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Südosten des Stadtteils Lob-
berich, südlich des Straßenzuges Am Bengerhof/ Sit-
tard.
 
Der Geltungsbereich ist aus dem beigefügten Lage-
plan ersichtlich.

Folgendes wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der zur 
Zeit geltenden Fassung ortsüblich bekanntgemacht:

Der Entwurf nebst Begründung zu diesem Bebau-
ungsplan wird in der Zeit vom 07.04.2014 bis ein-
schließlich zum 12.05.2014 während der allgemei-
nen Dienststunden, und zwar

montags bis donnerstags 
  von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
  von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie
freitags von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, 
Fachbereich Stadtplanung im Flur vor den Räumen 
305 und 306 zu jedermanns Einsicht öffentlich aus-
gelegt. 

Während der Auslegungsfrist können nur Stellung-
nahmen zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
des Entwurfs schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Stadt Nettetal, Raum 306, 307, 320, 322 und 323 des 
o.g. Rathauses vorgebracht werden. 
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Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Lo-238 „Südlich Sittard“ liegen folgende allgemeine Umwelt-
informationen vor:

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt

Natur und Landschaft Fachinformationssystem des Landes-
amt für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz Nordrhein-Westfalen, Ge-
schützte Arten in Nordrhein-Westfalen

Liste der möglichen planungsre-
levanten Arten für das Messtisch-
blatt  4603

Umweltinformationssystem @LINFOS 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Fundortkataster

Keine Fundorte planungsrelevan-
ter Arten

Untere Landschaftsbehörde des Krei-
ses Viersen

Art und Lage Gesetzlich Ge-
schützter Landschaftsbestandtei-
le

Boden und Grundwasser Geografisches Rauminformationssy-
stem des Kreis Viersen, Altlastver-
dachtsflächenkataster

Abgrenzung des Altstandortes 
Ne 21

Die nachfolgenden umweltbezogenen Gutachten wurden in der Umweltprüfung zum Umweltbericht herange-
zogen oder liegen dem Umweltbericht/der Begründung bei:

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt

Natur und Landschaft Landschaftspflegerischer Fachbeitrag 
und Artenschutzrechtliche Prüfung

Keine Betroffenheit  artenschutz-
rechtlicher Belange, Ausgleichs-
maßnahmen 

Boden und Grundwasser Geohydrologisches Gutachten Überprüfung der Versickerungs-
möglichkeiten

Orientierende Erstuntersuchung von 
Altlast-Verdachtsflächen im Kreisge-
biet von Viersen

Untersuchen und Bewerten der 
Bodenbelastungen des Altstand-
ortes Ne 21

Lärm und Erschütterungen Schalltechnisches Gutachten für den 
Bebauungsplan Lo-62 „Am Bengerhof“

Keine unzulässigen Immissionen 
zu erwarten

Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 BauGB sind folgende umwelt-
bezogene Stellungnahmen eingegangen:

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt

Natur und Landschaft Kreis Viersen, Amt für Bauen, Land-
schaft und Planung

Vertiefen der Artenschutz-recht-
lichen Prüfung und Berücksichti-
gen der Gesetzlich Geschützten 
Landschafts-bestandteile erfor-
derlich

Fristen für die Durchführung von 
Ausgleichsmaßnahmen 

Ein Anwohner Sichtbeziehungen werden einge-
schränkt
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Boden und Grundwasser Netteverband Keine Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Verbands-
anlagen 

Keine Ableitung des durch die 
Altlast möglicherweise konta-mi-
nierten Grund- bzw. Ab-wassers

Kreis Viersen, Amt für Bauen, Land-
schaft und Planung

Keine Aussage zur Nieder-
schlagswasserversickerung 
möglich

Zu Altlasten und Umnutzung da-
von betroffener Bereiche 

Lärm und Erschütterungen Pierburg GmbH Emissionen des Betriebes be-
rücksichtigen

Rheinmetall Immobilien Trennungsgrundsatz gemäß         
§ 50 BImSchG beachten mit ei-
nem aktuellen Schallgutachten

Kreis Viersen, Amt für Bauen, Land-
schaft und Planung

Berücksichtigung des Sport-an-
lagenlärms durch ein Schallgut-
achten

IHK Mittlerer Niederrhein Ausschluss von Konflikten zwi-
schen den gewerblichen Nutzun-
gen und den neuen Wohnnut-
zungen und Überprüfung durch 
ein Schallgutachten

Luft und Klima Ein Anwohner Geruchsbelästigung durch die 
landwirtschaftliche Nutzung be-
fürchtet

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 2, 2. Halbsatz BauGB nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können und 
dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen gel-
tend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.
Über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der Stadt Nettetal. 

Nettetal, 27.03.2014 
 gez. Eckert
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Abl. Krs. Vie. 2014, S. 248
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Bekanntmachung
der Stadt Nettetal
Öffentliche Auslegung der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes (Bereich Reitsportanlage Weve-
linghoven) im Stadtteil Hinsbeck 

Der Rat der Stadt Nettetal hat am 01.10.2013 die Aufstellung der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes 
beschlossen.

Weiterhin hat der Ausschuss für Stadtplanung der Stadt Nettetal in seiner Sitzung am 20.03.2014 die öffent-
liche Auslegung der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes gem. §  3  Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Hinsbeck im Bereich Wevelinghoven, und wird im Norden von dem 
Siedlungssplitter an der Einmündung der Neustraße in die Straße Wevelinghoven, im Osten von zwei land-
wirtschaftlichen Hofstellen sowie von weit ausstreichenden landwirtschaftlichen Nutzflächen begrenzt, die 
sich auch nach Westen und Süden fortsetzen.
 
Der Geltungsbereich ist aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich.

Folgendes wird gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der zur Zeit geltenden Fassung ortsüblich bekanntgemacht:

Der Entwurf nebst Begründung zu diesem Bebauungsplan wird in der Zeit vom 07.04.2014 bis einschließ-
lich zum 12.05.2014  während der allgemeinen Dienststunden, und zwar

montags bis donnerstags  von   8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
    von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie
freitags   von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

im Rathaus der Stadt Nettetal, Doerkesplatz 11, Fachbereich Stadtplanung im Flur vor den Räumen 305 
und 306 zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zum Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Stadt Nettetal, Räume 306, 307, 320, 322 und 323 des o.g. Rathauses vorgebracht werden. 

Für den Geltungsbereich der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes liegen folgende allgemeine Umwelt-
informationen vor:

Themenblock Umweltinformation Kurzinhalt

Natur und Landschaft Landschaftsplan Nr. 2 „Mittlere Net-
te/Süchtelner Höhen“ des Kreises 
Viersen

Der Planbereich ist nicht von Festsetzun-
gen oder Ausweisungen gemäß § 26 Land-
schaftsgesetz NRW betroffen.

Umweltinformationssystem @LIN-
FOS des Landes Nordrhein-West-
falen

Im Planbereich befinden sich keine gemäß 
Landschaftsgesetz NRW geschützten bzw. 
schutzwürdigen Biotope.

Es wurden keine umweltbezogenen Gutachten in der Umweltprüfung zum Umweltbericht herangezogen oder 
der Umweltbericht/der Begründung beigelegt.

Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende umweltbezogene Stel-
lungnahmen eingegangen:

Themenblock Stellungnahme Kurzinhalt

Natur und Landschaft NetteBetrieb Geschäftsbereich 
Tiefbau, Grünflächen, Spielplätze, 
Friedhöfe

Landschaftsgerechte Eingrünung der vor-
handenen Anlagen



253

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 Abs. 2, 2. Halbsatz BauGB nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können und 
dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen gel-
tend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 
wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.
Über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der Stadt Nettetal. 

Nettetal, 27.03.2014
Im Auftrag

gez. Eckert

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 252
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Bekanntmachung
der Stadt Tönisvorst
Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinklär-
anlagen, Abwassersammelgruben) vom 
21.03.2014

Aufgrund der

- §§ 7 Abs. 1 der Stadtordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung 14.7.1994 (GV. NRW. 
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 
2013, S. 564), 

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes 
des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. 
I 2009, S. 2585ff, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 
3180 ff., S. 3180), 

- des §§ 51ff. , 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV 
NRW 2013, S. 135ff.) sowie 

- der Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, 
S. 602 ff. – hier bezeichnet als SüwVO Abw 
NRW 2013)

hat der Rat der Stadt Tönisvorst in seiner Sitzung am 
20.03.2014 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung der 
Inhalte der Grundstücksentwässerungsanlagen 
als öffentliche Aufgabe in Form einer eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung nach § 107 ff. GO 
NRW (Städtischer Abwasserbetrieb Tönisvorst). 
Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche 
Einheit.

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne 
dieser Satzung sind Abwassersammelgruben und 
Kleinkläranlagen für häusliches Schmutzwasser.

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage 
sowie Abfuhr und Behandlung der Anlageninhalte. 
Zur Durchführung der Entsorgung kann sich die 
Stadt Dritter als Erfüllungsgehilfen bedienen. 

§ 2
Anschluss- und Benutzungsrecht

Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt 
liegenden Grundstückes ist vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung be-
rechtigt, von der Stadt die Entsorgung ei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage und 
die Übernahme des Inhaltes zu verlangen 
(Anschluss- und Benutzungsrecht).

(2) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigen-
tümer ist verpflichtet, die Entsorgung der 
Grundstücksentwässerungsanlage ausschließ-
lich durch die Stadt zuzulassen und den zu 
entsorgenden Inhalt der Stadt zu überlassen 
(Anschluss- und Benutzungszwang).

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch 
für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallen-
de häusliche Abwasser. 

§ 3
Begrenzung des Benutzungsrechtes

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung 
ist Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund sei-
ner Inhaltsstoffe,

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäf-
tigten Mitarbeiter verletzt oder Geräte und 
Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt 
oder

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage be-
schäftige Personal gefährdet oder gesund-
heitlich beeinträchtigt oder

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem 
Bestand angreift oder ihren Betrieb, die 
Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung ge-
fährdet, erschwert, verteuert oder behindert 
oder

4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung 
oder -verwertung beeinträchtigt oder verteu-
ert oder 

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage 
so erheblich stören, dass dadurch die 
Anforderungen der wasserrechtlichen 
Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können.

(2) In die Grundstücksentwässerungsanlage dürfen 
insbesondere nicht eingeleitet werden:

a) Gewerbliches Schmutzwasser gemäß 
DIN 4261
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b) Fremdwasser, z.B. Grundwasser, Drain-
wasser, Kühlwasser, Ablaufwasser aus 
Schwimmbecken, Niederschlagswasser,

c) schädliche Stoffe nach DIN 1986, Teil 3, 
Abschnitt 2.3, insbesondere:

- Abfälle aus gewerblichen und landwirt-
schaftlichen Betrieben, z.B. Trester, 
Trub, hefehaltige Rückstände, Molke, 
Latices, Lederreste, Borsten,

- Tierfäkalien, z.B. Jauche, Gülle, Mist, 
Abgänge aus Tierhaltungen,

- bakteriell belastete bzw. infekti-
öse Stoffe, z.B. Schlachthofabfälle, 
Tierkörper, Panseninhalt, Blut, 
Hautabfälle, mit Keimen behaftete 
und infektiöse Stoffe, in Fäulnis über-
gegangenes Abwasser,

- Abfallstoffe (auch in zerkleiner-
tem Zustand), z.B. Kehricht, Müll, 
Schutt, Glas, Sand, Schlamm, 
Asche, Küchenabfälle, Fasern, 
Hygieneartikel, Watte, Verbandsstoffe, 
Textilien, Papierhandtücher,

- erhärtende Stoffe, z.B. Zement, Kalk, 
Kalkmilch, Gips, Mörtel, Karbide, 
Schlempe, Kunstharze, Bitumen, Teer,

- feuergefährliche, explosive, radio-
aktive und andere Stoffe, z.B. ab-
scheidbare, emulgierte und gelö-
ste Leichtflüssigkeiten, wie Benzin, 
Heizöl, Schmieröle, Spiritus, Farben, 
Lacke, Phenole usw.,

- Öle, Fette, z.B. abscheidbare emul-
gierte und gelöste, öl- und fetthaltige 
Stoffe pflanzlichen oder tierischen 
Ursprungs, z.B. Speisefette und 
Speiseöle usw.,

- aggressive und/oder giftige Stoffe, 
z.B. Säuren, Laugen und Salze, 
Pflanzenschutzmittel, Stoffe zur 
Unkraut- und Schädlingsbekämpfung, 
Stoffe, die mit Abwasser reagieren 
und dadurch schädliche Produkte 
oder Wirkungen erzeugen, 

- Schwerflüssigkeiten, z.B. Trichlor- 
und Perchlorethylen, Chloroform, 
Tetrachlorkohlenstoff, Dichlorethylen,

- Reinigungs-, Desinfektions-, Spül- 
und Waschmittel in überdosierten 
Mengen bzw. solche mit unverhältnis-
mäßig großer Schaumbildung,

- Rohrreinigungsmittel, die Sanitär-
Ausstattungsgegenstände, Ent-
wässerungsgegenstände und Rohr-
werkstoffe beschädigen, insbeson-
dere solche, deren pH-Werte im 
Gebrauch unter 4 bzw. über 10 liegen,

- bakterienschädliche Putz- und 
Reinigungsmittel.

(3) Wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
Abwasseranlage gelangen (z.B. Auslaufen von 
Behältern), so ist die Stadt unverzüglich zu be-
nachrichtigen.

(4) Haushaltungen und Betriebe, in denen Benzin, 
Benzol, Öle, Fette usw. anfallen, haben 
Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus 
dem Abwasser einzubauen (Abscheider). Für die 
Zulassung dieser Abscheider sind die jeweils gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen maßgebend.

(5) Eine Verdünnung oder Vermischung des 
Abwassers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhal-
ten, darf nicht erfolgen.

(6) Im Übrigen wird auf § 7 der Entwässerungssatzung 
der Stadt Tönisvorst in der jeweils gültigen 
Fassung Bezug genommen, der hier ebenfalls 
gilt.

§ 4
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist gemäß 
§ 60 WHG und § 57 LWG NRW jeweils nach den in 
Betracht kommenden Regeln der Technik zu bau-
en, zu betreiben und zu unterhalten. Die untere 
Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als Untere 
Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an. Der 
Bau von Grundstücksentwässerungsanlagen auf 
Grundstücken ist der Stadt gegenüber anzeige-
pflichtig. Sie bedürfen ggf. der Genehmigung durch 
die Untere Wasserbehörde. Sie werden grund-
sätzlich nicht genehmigt, wenn die Abwässer in die 
leitungsgebundene öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet werden können. Soll die leitungsge-
bundene öffentliche Abwasseranlage erst in ab-
sehbarer Zeit hergestellt werden, so kann eine 
Grundstücksentwässerungsanlage gegen jeder-
zeitigen Widerruf als Provisorium zugelassen 
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werden. Die Grundstücksentwässerungsanlage 
ist wieder außer Betrieb zu nehmen, sobald die 
leitungsgebundene Abwasseranlage betriebs-
fertig hergestellt ist, spätestens innerhalb von 8 
Wochen.

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen an-
gelegt werden, wenn:

a. eine Befreiung vom Anschluss an die 
leitungsgebundene Abwasseranlage 
erteilt ist,

b. die Stadt eine Vorbehandlung des 
Abwassers verlangt,

c. keine öffentliche Abwasserleitung 
vorhanden ist und in absehbarer Zeit 
auch nicht verlegt wird.

(3) Das Fassungsvermögen für Abwassersam-
melgruben beträgt mindestens 10 m³ je ange-
schlossener Wohneinheit. Ausnahmen können in 
begründeten Einzelfällen auf Antrag zugelassen 
werden.

(4) Den Aufwand und die Kosten für 
Herstellung und Betrieb der Anlage trägt der 
Grundstückseigentümer.

(5) Grundstücksentwässerungsanlage und 
Zuwegung sind so zu bauen, dass die 
Grundstücksentwässerungsanlagen durch die 
von der Stadt oder von beauftragten Dritten 
eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit ver-
tretbarem Aufwand die Entleerung durchführen 
können. Die Grundstücksentwässerungsanlage 
muss frei zugänglich sein, der Deckel muss durch 
eine Person zu öffnen sein.

(6) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne 
des Abs. 5 nach Aufforderung der Stadt zu besei-
tigen und die Grundstücksentwässerungsanlage 
in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.

(7) Bei einem nachträglichen Anschluss des 
Grundstückes an die öffentliche, leitungsgebun-
dene Abwasseranlage hat der Anschlussnehmer 
auf seine Kosten binnen acht Wochen nach dem 
Anschluss alle bestehenden oberirdischen und 
unterirdischen Abwassereinrichtungen, insbe-
sondere Gruben, Schlammfänge, Sickeranlagen, 
alte Kanäle, soweit sie nicht Bestandteil der neu-
en Anlage geworden sind, außer Betrieb zu set-
zen, zu entleeren, zu reinigen und zu beseitigen 
bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen.

(8) Für den ordnungsgemäßen Betrieb von 

Grundstücksentwässerungsanlagen sowie 
für ihre einwandfreie Unterhaltung, ständige 
Wartung und laufende Reinigung ist der 
Grundstückseigentümer verantwortlich. Für 
Betrieb und Wartung sind die geltenden 
Vorschriften zu befolgen.

(9) Eigentümer von Grundstücken, auf denen sich 
Grundstücksentwässerungsanlagen befinden 
oder angelegt werden sollen, haben alle 
Veränderungen auf ihren Grundstücken, die 
die Entwässerungsverhältnisse beeinflussen 
können, unverzüglich, spätestens aber zwei 
Wochen vor Durchführung der Veränderung, 
der Stadt anzuzeigen. Das Anlegen von 
Grundstücksentwässerungsanlagen unterliegt 
den gesetzlichen bau- und wasserrechtlichen 
Vorschriften sowie den dazu ergangenen 
Verordnungen und Ausführungsbestimmungen.

§ 5
Durchführung der Entsorgung

(1) Der Inhalt von vollbiologischen Kleinkläranlagen 
mit der Bauartzulassung vom Deutschen Institut 
für Bautechnik (DIBt) ist entsprechend den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, 
mindestens jedoch im dreijährigen Abstand zu 
entsorgen, soweit auf der Grundlage des § 57 
LWG NRW keine anderen Regelungen eingeführt 
worden sind. Vollbiologische Kleinkläranlagen 
ohne Bauartzulassung (Pflanzenkläranlagen) 
sind je nach Größe und Bedarf in kürze-
ren Zeitintervallen zu entsorgen, die von der 
Stadt im Einzelfall festgelegt werden. Das 
Nichtvorliegen eines Abfuhrbedarfes ist durch 
den Grundstückseigentümer gegenüber der 
Stadt durch Wartungsprotokoll (mit einer inte-
grierten Schlammspiegel-Messung) einer von 
ihm beauftragten Wartungsfirma nachzuweisen. 
Der Grundstückseigentümer hat die Entsorgung 
rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantra-
gen.

(2) Abwassersammelgruben sind bei Bedarf, min-
destens jedoch einmal im Jahr zu entleeren. Ein 
Bedarf liegt vor, wenn die Abwassersammelgrube 
bis 50 % des nutzbaren Speichervolumens an-
gefüllt ist. Ist die Abwassersammelgrube mit ei-
ner Füllstandsanzeige und einer Warnanlage 
ausgerüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn 
die Abwassersammelgrube bis auf 80 % des 
nutzbaren Speichervolumens angefüllt. Der 
Grundstückseigentümer hat die Entsorgung 
rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantra-
gen.
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(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außer-
halb des Entsorgungsplans kann die Stadt die 
Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, 
wenn besondere Umstände eine Entsorgung 
erfordern oder die Voraussetzungen für eine 
Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf 
Entsorgung unterbleibt.

(4) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie 
die Art und Weise der Entsorgung.

(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grund-
stückseigentümer unter Beachtung der 
Vorgaben in § 4 Abs. 5 dieser Satzung, die 
Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen 
und die Zufahrt zu gewährleisten. 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist 
nach der Entleerung unter Beachtung der 
Betriebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der 
wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu 
nehmen.

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das 
Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht ver-
pflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen 
zu suchen oder suchen zu lassen. Werden 
Wertgegenstände gefunden, sind sie als 
Fundsache zu behandeln.

§ 6
Anmeldung und Auskunftspflicht

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt 
das Vorhandensein von Kleinkläranlagen und 
Abwassersammelgruben anzuzeigen. Die für 
die Genehmigung einer derartigen Anlage vor-
handenen baurechtlichen und wasserrechtlichen 
Vorschriften bleiben unberührt.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
über § 7 dieser Satzung hinaus der Stadt alle 
zur Durchführung dieser Satzung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.

(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem 
Grundstück, so sind sowohl der bisherige als 
auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Stadt 
unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen.

§ 7
Überwachung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen und 
Betretungsrecht

(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für 

Kleinkläranlagen nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 
LWG NRW überprüft die Stadt durch regelmä-
ßige Kontrollen den ordnungsgemäßen Zustand 
der Kleinkläranlagen. Sie kann sich zur Erfüllung 
dieser Pflicht nach § 53 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW 
Dritter bedienen.

(2) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung befolgt werden und 
ob der Zustand der Kleinkläranlagen ordnungs-
gemäß ist, ungehinderten Zutritt zu den in Frage 
kommenden Teilen des Grundstücks und der 
Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. 
Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch 
einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis 
auszuweisen.

(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten 
und Befahren seines Grundstücks zum Zwecke 
der Entsorgung zu dulden.

§ 8
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten 
Abwasserleitungen, die Schmutzwasser den
Grundstücksentwässerungsanlagen zuleiten

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei pri-
vater Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 
privaten Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlage, Abwassersammelgrube) 
zuleiten, gilt die Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser 
– SüwVO Abw NRW 2013). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 
61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und 
zu betreiben, dass die Anforderungen an die 
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu 
gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c 
LWG NRW gegenüber der Stadt.

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten 
Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkann-
te Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 
2013 durchgeführt werden.

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind 
im Erdreich oder unzugänglich verlegte private 
Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten 
von Schmutzwasser oder mit diesem vermisch-
ten Niederschlagswasser einschließlich ver-
zweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte 
oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne 
Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder 
Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen 
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von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO 
Abw NRW 2013 Abwasserleitungen, die zur allei-
nigen Ableitung von Niederschlagswasser dienen 
und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so 
verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufge-
fangen und erkannt wird.

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem 
Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen 
ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw 
NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW 
2013 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. 
nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der 
Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, 
die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung 
oder nach ihrer wesentlicher Änderung unver-
züglich von Sachkundigen nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik auf deren 
Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu las-
sen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehen-
de Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 
aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 
2013. Legt die Stadt darüber hinaus durch ge-
sonderte Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 
1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden 
die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. 
Erbbauberechtigten durch die Stadt hierüber im 
Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- 
und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG 
NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt 
Satzungen nach altem Recht gemäß § 53 Abs. 1 
e Satz 2 LWG NRW fortführt.

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach 
§ 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik durch-
geführt werden. Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO 
Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 
und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 
2013 keine abweichenden Regelungen trifft. 

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist 
das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung 
in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der 
SüwVO Abw NRW 2013 zu dokumentieren. Dabei 
sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 
SüwVO Abw NRW 2013 genannten Anlagen bei-
zufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen 
ist der Stadt durch den Grundstückseigentümer 
oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 
8 SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach 
Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit eine 
zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt erfolgen 
kann. 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 

01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit 
geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO 
Abw NRW 2013 keiner erneuten Prüfung, so-
fern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum 
Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen 
entsprochen haben.

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der 
Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich 
aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mög-
liche Abweichungen von den Sanierungsfristen 
in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die 
Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw 
NRW 2013 nach pflichtgemäßen Ermessen im 
Einzelfall entscheiden.

§ 9
Haftung

(1) Der Grundstückseigentümer haftet für 
Schäden in Folge mangelhaften Zustandes 
oder unsachgemäßer Benutzung seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Zuwegung. In gleichem Umfang hat er die Stadt 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die 
wegen solcher Schäden geltend gemacht wer-
den.

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen 
Verpflichtungen aus dieser Satzung nicht oder 
nicht ausreichend nach und ergeben sich hieraus 
Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz verpflich-
tet.

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene 
Entsorgung wegen höherer Gewalt nicht oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat 
der Grundstückseigentümer keinen Anspruch 
auf Schadensersatz oder Ermäßigung der 
Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Stadt 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.

§ 10
Benutzungsgebühren

Für die Entsorgung der Grundstücksent-
wässerungsanlagen werden Benutzungsgebühren 
auf der Grundlage des § 1 der Satzung der Stadt 
Tönisvorst über die Höhe der Benutzungsgebühren 
für die Grundstücksentsorgung in der jeweils gültigen 
Fassung erhoben.
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§ 11
Berechtigte und Verpflichtete

Die sich aus dieser Satzung für den 
Grundstückseigentümer ergebenden Rechte 
und Pflichten geltend entsprechend auch für 
Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und 
sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 
und 9 ergebenden Pflichten gelten auch für jeden 
schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie je-
den tatsächlichen Benutzer.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

a) Abwasser einleitet, das nicht den An-
forderungen des § 3 entspricht,

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung 
anschließt oder sie nicht benutzt,

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht 
den Anforderungen des § 5 Abs. 2 entspre-
chend baut, betreibt oder unterhält oder einer 
Aufforderung der Stadt nach § 5 Abs. 3 zur 
Beseitigung der Mängel nicht nachkommt,

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung 
nicht oder nicht rechtzeitig beantragt,

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksent-
wässerungsanlage nicht freilegt oder die 
Zufahrt nicht gewährleistet,

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksent-
wässerungsanlage nicht wieder in Betrieb 
nimmt,

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 
sowie § 8 Abs. 1 nicht nachkommt,

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt,
i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und 

Befahren seines Grundstücks nicht duldet.
j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung 

über Zustands- und Funktionsprüfung nicht 
vorlegt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000 € geahndet werden.

§ 13
Begriff des Grundstücks

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig 
von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammen-
hängende Grundbesitz, der eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet 

§ 14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 21.03.2014 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt Abschnitt III der Satzung über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentli-
che Abwasseranlage - Entwässerungssatzung - vom 
24.09.2010, in der Fassung der 1. Änderungssatzung 
vom 19.07.2013 außer Kraft.

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn:

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß be-
kannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst 
über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinklär-
anlagen, Abwassersammelgruben) vom 21.03.2014, 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die öf-
fentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 05. Oktober 
1999 in der zurzeit geltenden Fassung.

Tönisvorst, den 21.03.2014
Der Bürgermeister

Gez.  Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 20/Nr. 4/S. 19

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 254
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Satzung der Stadt Tönisvorst über die 
Entwässerung der Grundstücke und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage - 
Entwässerungssatzung - vom 21.03.2014

Aufgrund der 

- §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung 14.7.1994 (GV. NRW. 1994, 
S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 2013, 
S. 564),

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes 
des Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 
2009, S. 2585ff, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff., S. 
3180),

- des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 
(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 
2013, S. 135ff.) sowie

- der Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, 
S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als 
SüwVO Abw NRW 2013)

hat der Rat der Stadt Tönisvorst in seiner Sitzung am 
20.03.2014 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt erfüllt in ihrem Gebiet die Pflicht zur 
unschädlichen Beseitigung der Abwässer als öf-
fentliche Aufgabe, und zwar in Form einer eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung nach § 107 ff. GO 
NRW (Städtischer Abwasserbetrieb Tönisvorst). 
Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt 
Tönisvorst umfasst das Sammeln, Fortleiten, 
Behandeln und Einleiten des im Stadtgebiet an-
fallenden Abwassers sowie die Übergabe des 
Abwassers an den zuständigen Wasserverband 
(Niersverband). Zur Abwasserbeseitigungspflicht 
gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 
LWG NRW insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen 
Erschließung von Grundstücken, deren 
Bebaubarkeit nach Maßgabe des Bau-
gesetzbuches durch einen Bebauungsplan, 

Bekanntmachung
der Stadt Tönisvorst

einen Vorhaben- und Erschließungsplan 
oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und 
Ergänzungssatzung begründet worden ist,

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den 
Grundstücken des Gemeindegebietes anfal-
lenden Abwassers sowie die Aufstellung und 
Fortschreibung von Plänen nach § 58 Abs. 1 
LWG NRW

3. das Behandeln und die Einleitung 
des nach Nummer 2 übernommenen 
Abwassers sowie die Aufbereitung des 
durch die Abwasserbeseitigung anfallenden 
Klärschlamms für seine ordnungsgemäße 
Verwertung oder Beseitigung,

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die 
Erweiterung oder die Anpassung der für die 
Abwasserbeseitigung nach den Nummern 
2 und 3 notwendigen Anlagen an die 
Anforderungen des §§ 54ff. WHG und des § 
57 LWG NRW,

5. das Einsammeln und Abfahren des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 
und dessen Aufbereitung für eine ordnungs-
gemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 
54 Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfür gilt die ge-
sonderte Satzung der Stadt Tönisvorst 
über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein-
kläranlagen, abflusslose Gruben) in der zur-
zeit gültigen Fassung.

6. die Überwachung von Abwasserbe-
handlungsanlagen im Falle des § 53 Abs. 4 
LWG NRW

7. die Vorlage des Abwasserbe-seitigungs-
konzeptes nach Maßgabe des § 53 Abs. 1 a 
und b LWG NRW

(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Ab-
wasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum 
Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei 
der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Rückstände die erforderlichen dezentralen 
und zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung 
zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). 
Sie werden von der Stadt als öffentliche 
Einrichtung entweder im Trennverfahren (zur 
getrennten Aufnahme von Schmutz- und 
Niederschlagswasser) oder im Mischverfahren 
(zur gemeinsamen Aufnahme von Schmutz- und 
Niederschlagswasser) betrieben und unterhalten. 
Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch 
dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen 
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für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. 
Ableitungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. 
Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öf-
fentlichen Abwasseranlage gewidmet worden 
sind. Die öffentlichen, dezentralen und zentralen 
Abwasseranlagen bilden eine rechtliche, wirt-
schaftliche und organisatorische Einheit.

(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen 
Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ih-
rer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, 
Änderung, Sanierung oder Beseitigung be-
stimmt die Stadt im Rahmen der ihr obliegenden 
Abwasserbeseitigungspflicht.

(4) Die Stadt kann sich zur Erfüllung von Aufgaben 
nach dieser Satzung Dritter bedienen.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:

1. Abwasser:
Abwasser ist Schmutzwasser und Nie-
derschlagswasser im Sinne des § 54 Abs. 1 
WHG.

2. Schmutzwasser:
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 WHG das durch häuslichen, gewerb-
lichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gel-
ten nach § 54 Abs. 1 Satz 2 WHG auch die 
aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden und ge-
sammelten Flüssigkeiten.

3. Niederschlagswasser:
Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestig-
ten Flächen gesammelt abfließende Wasser.

4. Mischsystem:
Im Mischsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt 
und fortgeleitet.

5. Trennsystem:
Im Trennsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser getrennt gesammelt 
und fortgeleitet.

6. Öffentliche Abwasseranlage:
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehö-

ren alle von der Stadt selbst oder in ih-
rem Auftrag betriebenen Anlagen, die 
dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln 
und Einleiten von Abwasser sowie der 
Verwertung oder Beseitigung der bei der 
gemeindlichen Abwasserbeseitigung an-
fallenden Rückstände dienen.

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören 
ferner die Grundstücksanschlussleitungen.

c) In den Gebieten, in denen die 
Abwasserbeseitigung durch ein 
Druckentwässerungsnetz erfolgt und 
sich Teile eines solchen Netzes auf den 
Privatgrundstücken befinden, gehören die 
Hausanschlussleitungen einschließlich 
der Druckstationen nicht zur öffentlichen 
Abwasseranlage.

d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage 
im Sinne dieser Satzung gehören Klein-
kläranlagen und Abwassersammelgruben, 
die in der Satzung über die Entsorgung 
von Grundstückentwässerungsanlagen 
der Stadt Tönisvorst in der zurzeit 
gültigen Fassung geregelt ist so-
wie die Hausanschlussleitungen und 
Grundstücksentwässerungseinrichtungen 
(haustechnische Anlagen).

7. Anschlussleitungen:
Unter Anschlussleitungen im Sinne die-
ser Satzung werden Grundstücks-
anschlussleitungen und Hausanschluss-
leitungen verstanden.

a) Grundstücksanschlussleitungen (Kanal-
grundstücksanschlüsse) sind die Leitungen 
von der öffentlichen Sammelleitung bis 
zur Grenze des jeweils anzuschließenden 
Grundstücks.

b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen 
von der privaten Grundstücksgrenze 
bis zu dem Gebäude oder dem Ort auf 
dem Grundstück, wo das Abwasser an-
fällt. Zu den Hausanschlussleitungen 
gehören auch Leitungen unter der 
Bodenplatte des Gebäudes auf dem 
Grundstück, in dem Abwasser anfällt so-
wie Schächte und Inspektionsöffnungen. 
Bei Druckentwässerungsnetzen ist die 
Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf 
dem privaten Grundstück Bestandteil der 
Hausanschlussleitung.
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8. Haustechnische Abwasseranlagen:
Haustechnische Abwasseranlagen sind die 
Einrichtungen innerhalb und an zu entwäs-
sernden Gebäuden, die der Sammlung, 
Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und 
Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück 
dienen (z.B. Abwasserrohre im Gebäude, 
Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage.

9. Druckentwässerungsnetz:
Druckentwässerungsnetze sind zusam-
menhängende Leitungsnetze, in denen der 
Transport von Abwasser einer Mehrzahl von 
Grundstücken durch von Pumpen erzeug-
ten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und 
Pumpenschächte sind regelmäßig technisch 
notwendige Bestandteile des jeweiligen 
Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der 
Hausanschlussleitung, die nicht zur öffentli-
chen Abwasseranlage gehört.

10. Abscheider:
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- 
und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärke-
abscheider und ähnliche Vorrichtungen, die 
das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffent-
liche Abwasseranlage durch Abscheiden aus 
dem Abwasser verhindern.

11. Anschlussnehmer:
Anschlussnehmer ist der Eigentümer ei-
nes Grundstücks, das an die öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 
Absatz 1 gilt entsprechend.

12. Indirekteinleiter:
Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, 
der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. 
§ 58 WHG).

13. Grundstück:
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung 
im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaft-
liche Einheit bildet. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so 
kann die Stadt für jede dieser Anlagen die 
Anwendung der für Grundstücke maßgebli-
chen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

§ 3
Anschlussrecht

Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt 
liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der 

Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von 
der Stadt den Anschluss seines Grundstücks an die 
bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlan-
gen (Anschlussrecht).

§ 4
Begrenzung des Anschlussrechts

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die an eine betriebsfertige und auf-
nahmefähige öffentliche Abwasseranlage ange-
schlossen werden können. Dazu muss die öffent-
liche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des 
Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. 
Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch 
dann in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, 
wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg 
ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße be-
steht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. 
Die Stadt kann den Anschluss auch in anderen 
Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche 
Wohl nicht beeinträchtigt wird.

(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, 
wenn die Voraussetzungen des § 53 Abs. 
4 Satz 1 LWG NRW zur Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt 
auf den privaten Grundstückseigentümer durch 
die untere Wasserbehörde erfüllt sind. Dieses gilt 
nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer be-
reit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen 
Mehraufwendungen zu tragen.

(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die 
Stadt von der Abwasserbeseitigungspflicht be-
freit ist.

§ 5
Anschlussrecht für Niederschlagswasser

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich 
auch auf das Niederschlagswasser.

(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser 
von Grundstücken, bei denen die Pflicht zur 
Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 
53 Absatz 3 a Satz 1 LWG dem Eigentümer des 
Grundstücks obliegt.

(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des 
Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen, 
wenn die Stadt von der Möglichkeit des § 53 Abs. 
3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch macht.
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§ 6
Benutzungsrecht

Nach der betriebsfertigen Herstellung der 
Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbe-
haltlich der Einschränkungen in dieser Satzung und 
unter Beachtung der technischen Bestimmungen 
für den Bau und den Betrieb der haustechnischen 
Abwasseranlagen das Recht, das auf seinem 
Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht).

§ 7
Begrenzung des Benutzungsrechts

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche 
Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet werden, die 
aufgrund ihrer Inhaltsstoffe

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge-
fährden oder

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage be-
schäftige Personal gefährden oder gesund-
heitlich beeinträchtigen oder

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand an-
greifen oder ihre Funktionsfähigkeit oder 
Unterhaltung gefährden, erschweren oder 
behindern oder

4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheb-
lich erschweren oder verteuern oder

5. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung 
oder -verwertung beeinträchtigen oder ver-
teuern oder

6. die Abwasserreinigungsprozesse in der 
Abwasserbehandlungsanlage so erheblich 
stören, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht 
eingehalten werden können.

(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbe-
sondere nicht eingeleitet werden:

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, 
die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in 
der Kanalisation führen können; z.B. Schutt, 
Asche, Schlacke, Dung, Müll, Kehricht, Sand, 
Kies, Glas, Kunststoff, Textilien, grobes Papier 
oder Pappe, Schlacht- und Küchenabfälle, 
Frittierfette, Abfälle aus obst- und gemüseve-
rarbeitenden Betrieben, Zement, Kalkhydrat, 
Mörtel, Beton enthält,

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- 
und sonstigen privaten Behandlungsanlagen; 

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur 
örtlichen Abwasserbeseitigung, insbesondere 
aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, 
Sickerschächten, Schlammfängen und ge-

werblichen Sammelbehältern, soweit sie 
nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene 
gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet 
werden;

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten kön-
nen, sowie Stoffe, die nach Übersättigung im 
Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden 
werden und zu Abflussbehinderungen führen 
können;

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und 
flüssiggasbetriebenen Brennwertanlagen mit 
einer Nennwärmeleistung von mehr als 100 
KW sowie nicht neutralisierte Kondensate 
aus sonstigen Brennwertanlagen:

6. radioaktives Abwasser;
7. Inhalte von Chemietoiletten;
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus 

Infektionsabteilungen von Krankenhäusern 
und medizinischen Instituten;

9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher 
Tierhaltung wie Gülle und Jauche;

10. Silagewasser;
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser;
12. Blut aus Schlachtungen;
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in 

schädlichen Konzentrationen freisetzen kann;
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe 

sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige 
Gas-Luft-Gemisch entstehen können; 

15. Emulsionen von Mineralölprodukten;
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn fol-
gende Grenzwerte an der Übergabestelle zur 
öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten 
sind:
Des weiteren sind die jeweils gültigen 
Festlegungen des Niersverbandes gemäß §§ 6 
Abs. 2, 7 Abs. 1 Buchst. f und h in Verbindung 
mit Abs. 2 und 3 und § 15 Abs. 3 Nr. 9 der 
Satzung des Niersverbandes zum Schutz des 
Verbandsunternehmens einzuhalten.

A) Allgemeine Parameter

a)  Temperatur: bis 35°C

b)  ph-Wert: 6,5 bis 9,5

c)  absetzbare Stoffe: 10 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit

B) Schwerflüchtige lipophile Stoffe nach DIN 
38409 Teil 1

(verseifbare Öle, Fette u. Fettsäuren): 250 mg/l 

C) Kohlenwasserstoffe,
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a) direkt abscheidbar(DIN 38409 
Teil 19/DIN 1999):

50 mg/l

b) soweit eine über die Abscheidung 
von Leichtflüssigkeiten hin-
ausgehende Entfernung von 
Kohlenwasserstoffen erforder-
lich ist, gesamt: 20 mg/l

c) adsorbierbare organische Ha-
logenverbindungen – AOX: 1 mg/l

d) Leichtflüchtige Halogenkohlen-
wasserstoffe – LHKW (Summe): 0,5 mg/l

e) Chlorbenzole (Summe): 0,1 mg/l

f) Chlorphenole (Summe): 0,01 mg/l

g) Pentachlorphenol – PCP: 0,001 mg/l

h) Polychlorierte Bi-und Terphenyle 
- PCB/PCT: 0,0005 mg/l

i) Lindan: 0,0005 mg/l

j) Polycyclische aromatische 
Kohlenwasserstoffe – PAK 
(Summe): 0,0004 mg/l

k) Benzol, Toluol, Xylole- BTX 
(Summe): 5,0 mg/l

D) Sonstige organische halogenfreie 
Lösungsmittel- 

mit Wasser ganz oder 
teilweise mischbar und 
biologisch abbaubar: nicht höher als es der 

Löslichkeit entspricht

E) Anorganische Stoffe (gelöst u. ungelöst)

a) Antimon: 0,5 mg/l

b) Arsen (AS): 0,5 mg/l

c) Barium: 5,0 mg/l

d) Blei (Pb): 1,0 mg/l

e) Chrom, 6-wertig (Cr): 0,2 mg/l

f) Chrom (Cr): 1,0 mg/l

g) Cadmium (Cd): 0,2 mg/l

h) Cobald (Co): 2,0 mg/

i) Kupfer (Cu): 0,7 mg/l

j) Nickel (Ni): 0,7 mg/l

k) Quecksilber (Hg): 0,02 mg/l

l) Selen (Se): 1,0 mg/l

m) Silber (Ag): 0,3 mg/l

n) Zink (Zn): 1,5 mg/l

o) Zinn (Sn): 5,0 mg/l

F) Anorganische Stoffe (gelöst)

a) Ammonium-Stickstoff (NH4-N): 200,0 mg/l

b) Cyanid, leicht freisetzbar (CN): 0,5 mg/l

c) Cyanid, gesamt (CN): 20,0 mg/l

d) Fluorid (F): 50,0 mg/l

e) Nitrit-Stickstoff (NO2-N): 20,0 mg/l

f) Sulfat (SO4): 600,0 mg/l

g) Sulfid (S): 2,0 mg/l

h) freies Chlor: 0,5 mg/l

G) Organische Stoffe

a) Phenol (Index): 5,0 mg/l

b) Farbstoffe:
nur in einer so niedrigen 
Konzentration, dass der Vorfluter 
nach Einleitung desAblaufes ei-
ner mechanisch-biologischen 
Kläranlage visuell nicht mehr ge-
färbt erscheint;

H) spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe 
in einer so niedrigen Konzentration, dass 
keine anaeroben Verhältnisse in der öf-
fentlichen Kanalisation auftreten können.

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers 
mit dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf 
nicht erfolgen. 

(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, 
Volumenstrom und/oder Konzentration festle-
gen. Sie kann das Benutzungsrecht davon ab-
hängig machen, dass auf dem Grundstück eine 
Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und do-
sierte Einleitung des Abwassers erfolgt.

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage auf anderen Wegen als über die 
Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur 
mit Einwilligung der Stadt erfolgen.

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage 
ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der 
Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.
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(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit wi-
derrufliche Befreiungen von den Anforderungen 
der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich an-
dernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für 
den Verpflichteten ergäbe und Gründe des 
öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entge-
genstehen. Insbesondere kann die Stadt auf 
Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage- und 
Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. 
Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von 
der Stadt verlangten Nachweise beizufügen.

(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen er-
greifen, um

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser 
oder Stoffen zu verhindern, das unter 
Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt;

2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, 
das die Grenzwerte nach Absatz 3 nicht ein-
hält. 

§ 8
Abscheide- und sonstige 

Vorbehandlungsanlagen

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, 
Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie fett-
haltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die 
öffentliche Abwasseranlage in entsprechende 
Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. 
Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses 
jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, 
dass auch dieses Abwasser in entsprechende 
Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln 
ist. 

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser 
kann von der Stadt eine Vorbehandlung 
(Vorreinigung) auf dem Grundstück des 
Anschlussnehmers in einer von ihm zu errich-
tenden und zu betreibenden Abscheide- oder 
sonstigen Vorbehandlungsanlage angeordnet 
werden, wenn der Verschmutzungsgrad des 
Niederschlagswassers für die Stadt eine Pflicht 
zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-Erlass 
vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) 
auslöst.  Die vorstehende Vorbehandlungspflicht 
gilt insbesondere für Straßenbaulastträger, die 
das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche 
Abwasseranlage einleiten.

(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer 
Nebenprodukte und von Schlachtabwässern 
aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 
und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) 
der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müs-

sen durch den Anschlussnehmer durch ein 
Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen 
Maschenweite von 2 mm geführt werden.

(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbe-
handlungsanlagen und deren Betrieb müssen 
den einschlägigen technischen und rechtlichen 
Anforderungen entsprechen. Die Stadt kann dar-
über hinausgehende Anforderungen an den Bau, 
den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider 
stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der 
öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist.

(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der 
Vorbehandlung anfallen, sind in Übereinstimmung 
mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsor-
gen und dürfen der öffentlichen Abwasseranlage 
nicht zugeführt werden.

§ 9
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich 
der Einschränkungen in dieser Satzung ver-
pflichtet, sein Grundstück in Erfüllung der 
Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 
c LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage 
anzuschließen, sobald Abwasser auf dem 
Grundstück anfällt (Anschlusszwang).

(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der 
Einschränkungen in dieser Satzung verpflich-
tet, das gesamte auf seinem Grundstück an-
fallende Abwasser (Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser) in die öffentliche 
Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), 
um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 
Abs. 1 c LWG NRW zu erfüllen.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht 
nicht, wenn die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG 
NRW genannten Voraussetzungen für in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallendes Abwasser 
vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen 
ist der Stadt nachzuweisen.

(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 er-
wähnten Voraussetzungen ist das häusliche 
Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben an 
die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen 
und dieser zuzuführen.

(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht 
auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt 
nicht in den Fällen des § 5 Absätze 2 und 3 die-
ser Satzung. 

(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen 
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sind das Schmutz- und das Niederschlagswasser 
den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuzufüh-
ren.

(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück 
vor der Benutzung der baulichen Anlage an die 
öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. 
Ein Zustimmungsverfahren nach § 14 Absatz 1 ist 
durchzuführen.

(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der 
Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das 
Grundstück innerhalb von drei Monaten an-
zuschließen, nachdem durch öffentliche 
Bekanntmachung oder Mitteilung an den 
Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass 
das Grundstück angeschlossen werden kann.

§ 10
Befreiung vom Anschluss- und 

Benutzungszwang für Schmutzwasser

(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag 
vom Anschluss- und Benutzungszwang für 
Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit 
werden, wenn ein besonders begründetes 
Interesse an einer anderweitigen Beseitigung 
oder Verwertung des Schmutzwassers besteht 
und - insbesondere durch Vorlage einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis - nachgewiesen werden 
kann, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit nicht zu besorgen ist.

(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne 
des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn die ander-
weitige Beseitigung oder Verwertung des 
Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, 
Gebühren zu sparen.

§ 11
Nutzung des Niederschlagswassers

Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die 
Nutzung des auf seinem Grundstück anfallen-
den Niederschlagswassers, so hat er dies der 
Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in die-
sem Fall auf die Überlassung des verwende-
ten Niederschlagswassers gemäß § 53 Abs. 3 
a Satz 2 LWG NRW, wenn die ordnungsgemä-
ße Verwendung des Niederschlagswassers auf 
dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf 
an den öffentlichen Kanal besteht, so dass eine 
Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken 
durch Niederschlagswasser ausgeschlossen wer-
den kann. Ein Verzicht auf die Abwasserüberlassung 
kommt nach § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur 

bei solchen Grundstücken in Betracht, die bereits 
an die öffentliche Abwasserkanalisation angeschlos-
sen sind. Die Bestimmungen über Anschluss- und 
Benutzungsrechte sowie über den Anschluss- und 
Benutzungszwang im Zusammenhang mit der öffent-
lichen Wasserversorgung bleiben unberührt.

§ 12
Besondere Bestimmungen für 

Druckentwässerungsnetze

(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaft-
lichen Gründen die Entwässerung mittels ei-
nes Druckentwässerungsnetzes durch, hat der 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf 
seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit 
einer für die Entwässerung ausreichend bemes-
senen Druckpumpe sowie die dazugehörige 
Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzu-
stellen, zu betreiben, zu unterhalten, instand zu 
halten und gegebenenfalls zu ändern und zu er-
neuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, 
Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, 
der Druckpumpe und der dazugehörigen 
Druckleitung trifft die Stadt.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
mit einem geeigneten Fachunternehmer ei-
nen Wartungsvertrag abzuschließen, der eine 
Wartung der Druckpumpe entsprechend den 
Angaben des Herstellers sicherstellt. Der 
Wartungsvertrag ist der Stadt bis zur Abnahme 
der Druckleitung, des Pumpenschachtes und 
der Druckpumpe vorzulegen. Für bereits beste-
hende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag in-
nerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Bestimmung vorzulegen. 

(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten 
Wartungsarbeiten verlangen.

(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugäng-
lich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder 
Bepflanzung des Pumpenschachtes ist unzuläs-
sig.

§ 13
Ausführung von Anschlussleitungen

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist un-
terirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung 
und ohne technischen Zusammenhang mit 
den Nachbargrundstücken an die öffentliche 
Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten 
mit Mischsystem ist für jedes Grundstück eine 
Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem 



267

je eine Anschlussleitung für Schmutz- und für 
Niederschlagswasser herzustellen. Auf Antrag 
können mehrere Anschlussleitungen verlegt wer-
den, wobei die Mehraufwendungen zu Lasten 
des Anschlussnehmers gehen. Die Stadt kann 
den Nachweis über den ordnungsgemäßen 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im 
Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 14 
dieser Satzung verlangen.

(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss 
in mehrere selbständige Grundstücke geteilt, 
so gilt Absatz 1 für jedes der neu entstehenden 
Grundstücke.

(3) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke 
durch einen gemeinsamen Anschlusskanal ent-
wässert werden. Die Benutzungs-, Leitungs- und 
Unterhaltungsrechte sind im Grundbuch oder 
durch Baulast abzusichern. Der beantragte ge-
meinsame Anschlusskanal ist für alle angeschlos-
senen Grundstücke bindend. Falls nachträglich 
eigene Hausanschlusskanäle beantragt werden, 
sind die Kosten der neuen Anschlusskanäle durch 
den antragstellenden Anschlussnehmer zu über

(4) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen 
Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen 
Kanal zu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen 
unterhalb der Rückstauebene (in der Regel 
die Straßenoberkante) durch funktionstüchtige 
Rückstausicherungen gemäß den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik einzubauen. Die 
Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich 
sein. 

(5) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung 
auf einem privaten Grundstück hat der 
Grundstückseigentümer eine geeignete 
Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück 
außerhalb des Gebäudes einzubauen. Bei 
bestehenden Anschlussleitungen ist der 
Grundstückseigentümer zum nachträglichen 
Einbau der Inspektionsöffnung verpflichtet, 
wenn er die Anschlussleitung erneuert oder ver-
ändert. In Ausnahmefällen kann auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Errichtung ei-
ner Inspektionsöffnung außerhalb des Gebäudes 
abgesehen werden. Die Inspektionsöffnung 
muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen 
sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der 
Inspektionsöffnung ist unzulässig.

(6) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und techni-
sche Ausführung der Anschlussleitungen bis 
zur Inspektionsöffnung sowie die Lage und 
Ausführung der Inspektionsöffnung  bestimmt die 
Stadt.

(7) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung 
sowie die laufende Unterhaltung der haus-
technischen Abwasseranlagen sowie der 
Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden 
Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist 
in Abstimmung mit der Stadt zu erstellen.

(8) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung 
und Unterhaltung sowie die Beseitigung der 
Grundstücksanschlussleitung führt die Stadt 
selbst oder ein von ihr beauftragtes Unternehmen 
durch.

(9) Besteht für die Ableitung des Abwassers 
kein natürliches Gefälle zur öffentlichen 
Abwasseranlage, so kann die Stadt von dem 
Grundstückseigentümer zur ordnungsgemäßen 
Entwässerung des Grundstücks den Einbau und 
den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die 
Kosten trägt der Grundstückseigentümer.

(10) Auf Antrag können zwei oder mehre-
re Grundstücke durch eine gemeinsame 
Anschlussleitung entwässert werden. Die 
Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind ding-
lich im Grundbuch abzusichern.

(11) Werden an Straßen, in denen noch kei-
ne öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, 
Neubauten errichtet oder Nutzungen vorge-
nommen, die einen Abwasseranfall nach sich 
ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf sei-
nem Grundstück Anlagen für einen späteren 
Anschluss in Abstimmung mit der Stadt auf seine 
Kosten vorzubereiten.

§ 14
Zustimmungsverfahren

(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses 
bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Stadt. Diese ist rechtzeitig, spätestens je-
doch vier Wochen vor der Durchführung der 
Anschlussarbeiten zu beantragen. Besteht 
Anschluss- und Benutzungszwang an die öf-
fentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit 
der Aufforderung der Stadt den Anschluss 
vorzunehmen, als gestellt. Eine Zustimmung 
wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme des 
Anschlusses durch die Stadt an der offenen 
Baugrube erfolgt ist.

(2) Der Antrag muss eine zeichnerische 
Darstellung enthalten, aus der Anzahl, Führung, 
lichte Weite und technische Ausführung der 
Entwässerungsleitungen (Grundleitungen 
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und Anschlussleitungen) sowie die Lage der 
Prüfschächte hervorgehen.

(3) Den Abbruch eines mit einem Anschluss ver-
sehenen Gebäudes hat der Anschlussnehmer 
eine Woche vor der Außerbetriebnahme des 
Anschlusses der Stadt mitzuteilen. Diese si-
chert die Anschlussleitung auf Kosten des 
Anschlussnehmers.

§ 15
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten 

Abwasserleitungen

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei 
privater Abwasserleitungen gilt die Verordnung 
zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser 
– SüwVO Abw NRW 2013). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 
61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und 
zu betreiben, dass die Anforderungen an die 
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. 
Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 
nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der 
Stadt.

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an priva-
ten Abwasserleitungen dürfen nur durch aner-
kannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw 
NRW 2013 durchgeführt werden.

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 
sind im Erdreich oder unzugänglich verleg-
te private Abwasserleitungen zum Sammeln 
oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit 
diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter 
der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte 
des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen 
zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 
sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW 
Abwasserleitungen, die zur alleinigen 
Ableitung von Niederschlagswasser dienen 
und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so 
verlegt sind, dass austretendes Abwasser auf-
gefangen und erkannt wird.

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem 
Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 
bei privaten Abwasserleitungen durchzufüh-
ren ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO 
Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV 
Abw NRW 2013 hat der Eigentümer des 

Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO 
Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte pri-
vate Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 
führen, nach ihrer Errichtung oder nach ih-
rer wesentlichen Änderung unverzüglich von 
Sachkundigen nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik auf deren Zustand 
und Funktonstüchtigkeit prüfen zu lassen. 
Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende 
Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 
aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 
2013. Legt die Stadt darüber hinaus durch ge-
sonderte Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 
1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden 
die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. 
Erbbauberechtigten durch die Stadt hierüber im 
Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- 
und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 
LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn 
die Stadt Satzungen nach altem Recht gemäß 
§ 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortführt.

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müs-
sen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 
Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die DIN 
1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allge-
mein anerkannte Regeln der Technik, soweit 
die SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichen-
den Regelungen trifft.

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 
2013 ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung ge-
mäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung 
die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 
2013 genannten Anlagen beizufügen. Diese 
Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt 
durch den Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 
SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach 
Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit 
eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt er-
folgen kann.

(7) Private Abwasserleitungen, die nach 
dem 01.01.1996 auf Zustand und 
Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, 
bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 
keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und 
Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der 
Prüfung geltenden Anforderungen entspro-
chen haben.

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der 
Sanierungszeitpunkt ergeben sich grund-
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sätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. 
Über mögliche Abweichungen von den 
Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW 2013 kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 
Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach pflichtge-
mäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden.

§ 16
Indirekteinleiter-Kataster

(1) Die Stadt führt ein Kataster über 
Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit er-
heblich vom häuslichen Abwasser abweicht.

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 
1 sind der Stadt mit dem Antrag nach § 
14 Absatz 1 die abwassererzeugenden 
Betriebsvorgänge zu benennen. Bei be-
stehenden Anschlüssen hat dies innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat 
der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über 
die Zusammensetzung des Abwassers, den 
Abwasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um ge-
nehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im 
Sinne des § 58 WHG und § 59 LWG NRW 
handelt, genügt in der Regel die Vorlage des 
Genehmigungsbescheides der zuständigen 
Wasserbehörde.

§ 17
Abwasseruntersuchungen

(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, 
Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder 
vornehmen zu lassen. Sie bestimmt die Ent-
nahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der 
Probenahmen.

(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der 
Anschlussnehmer, falls sich herausstellt, dass 
ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen 
dieser Satzung vorliegt.

§ 18
Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; 

Betretungsrecht

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug 
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über 
Bestand und Zustand der haustechnischen 
Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung 
zu erteilen.

(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter 
haben die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, 
wenn

1. der Betrieb ihrer haustechnischen 
Abwasseranlagen durch Umstände beein-
trächtigt wird, die auf Mängel der öffentlichen 
Abwasseranlage zurückzuführen sein können 
(z.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen),

2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage ge-
raten sind oder zu geraten drohen, die den 
Anforderungen nach § 7 nicht entsprechen,

3. sich Art oder Menge des anfallenden 
Abwassers erheblich ändert,

4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zu-
grunde liegenden Daten erheblich ändern,

5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des 
Anschluss- und Benutzungsrechtes entfallen.

(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt 
mit Berechtigungsausweis sind berechtigt, die 
angeschlossenen Grundstücke zu betreten, 
soweit dieses zum Zweck der Erfüllung der ge-
meindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder 
zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die 
Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das 
Betreten von Grundstücken und Räumen zu dul-
den und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen 
auf den angeschlossenen Grundstücken zu 
gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 
Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur 
Ableitung von Abwasser, dass der Stadt zu über-
lassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten zu 
sind beachten.

§ 19
Haftung

(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter 
haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der 
haustechnischen Abwasseranlagen nach den 
Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haf-
ten für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt 
infolge eines mangelhaften Zustandes oder ei-
ner satzungswidrigen Benutzung der haustech-
nischen Abwasseranlagen oder infolge einer 
satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlage entstehen.

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die 
Stadt von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen.

(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch hö-
here Gewalt hervorgerufen werden. Sie haftet 
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auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, 
dass die vorgeschriebenen Rückstausicherungen 
nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß 
funktionieren.

§ 20
Berechtigte und Verpflichtete

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der 
Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, 
gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und 
sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 
Berechtigte sowie für die Träger der Baulast von 
Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile.

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus 
dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlage ergeben, für jeden, der 

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den 
angeschlossenen Grundstücken anfallen-
de Abwasser abzuleiten (also insbesondere 
auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.)

 oder

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich 
Abwasser zuführt.

(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.
§ 21

Anschlussbeitrag, Gebühren und 
Abwasserabgabe

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes 
für die Herstellung und Erweiterung der lei-
tungsgebundenen Abwasseranlage wer-
den Anschlussbeiträge, soweit diese nicht 
der Straßenentwässerung dienen, für die 
Inanspruchnahme der Abwasseranlage 
Benutzungsgebühren nach besonderen 
Satzungen erhoben.

(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen 
der Stadt, für Fremdeinleitungen, für welche die 
Stadt die Abgabe entrichten muss, sowie die 
Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden 
auf die Stadt umgelegt wird, werden als Gebühren 
nach Abs. 1 abgewälzt.

(3) Die Abwassereinleiter, die im Jahresdurchschnitt 
weniger als acht Kubikmeter je Tag 
Schmutzwasser aus Haushaltungen oder ähnli-
ches Schmutzwasser in ein Gewässer im Sinne 
von§ 1 Abs. 1 WHG einleiten (Kleineinleiter), 
sind nach Maßgabe der Gebührensatzung ab-

gabepflichtig, sofern keine Befreiung von der 
Abwasserabgabe für Kleineinleiter vorliegt.

(4) Die Abwassereinleiter, die nicht an die Kanalisation 
angeschlossen sind und nicht zu den Einleitern 
nach Abs. 3 gehören, sind nach Maßgabe der 
Gebührensatzung abgabepflichtig.

§ 22
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen

1. § 7 Absatz 1 und 2 
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet oder einbringt, de-
ren Einleitung oder Einbringung ausgeschlos-
sen ist.

2. § 7 Absatz 3 und 4
Abwasser über den zugelassenen 
Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsicht-
lich der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe 
des Abwassers die Grenzwerte nicht ein-
hält oder das Abwasser zur Einhaltung der 
Grenzwerte verdünnt oder vermischt.

3. § 7 Absatz 5
Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf an-
deren Wegen als über die Anschlussleitung 
eines Grundstückes in die öffentliche 
Abwasseranlage einleitet.

4. § 8
Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, 
Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie 
fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die 
öffentliche Abwasseranlage nicht in entspre-
chende Abscheider einleitet oder Abscheider 
nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut 
oder betreibt oder Abscheidergut nicht in 
Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen 
Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der 
öffentlichen Abwasseranlage zuführt.

5. § 9 Absatz 2
das Abwasser nicht in die öffentliche Abwas-
seranlage einleitet.

6. § 9 Absatz 6
in den im Trennsystem entwässer-
ten Bereichen das Schmutz- und das 
Niederschlagswasser nicht den jeweils dafür 
bestimmten Anlagen zuführt.

7. § 11
auf seinem Grundstück anfallendes Nie-
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derschlagswasser als Brauchwasser nutzt, 
ohne dieses der Stadt angezeigt zu haben. 

8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4
die Pumpenschächte, die Inspektions-
öffnungen oder Einsteigeschächte nicht frei 
zugänglich hält

9. § 14 Absatz 1
den Anschluss an die öffentliche Ab-
wasseranlage ohne vorherige Zustimmung 
der Stadt herstellt oder ändert.

10. § 14 Absatz 2
den Abbruch eines mit einem Anschluss ver-
sehenen Gebäudes nicht oder nicht rechtzei-
tig der Stadt mitteilt.

11. § 15
die Bescheinigung über das Ergebnis der 
Zustands- und Funktionsprüfung der Stadt 
entgegen § Abs. 6 Satz 3 dieser Satzung 
nicht vorlegt.

12. § 16 Absatz 2
der Stadt die abwassererzeugenden 
Betriebsvorgänge nicht oder nicht recht-
zeitig benennt oder auf ein entsprechen-
des Verlangen der Stadt hin keine oder 
nur eine unzureichende Auskunft über die 
Zusammensetzung des Abwassers, den 
Abwasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers erteilt.

13. § 18 Absatz 3
die Bediensteten der Stadt oder die durch die 
Stadt Beauftragten mit Berechtigungsausweis 
daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der 
gemeindlichen  Abwasserbeseitigungspflicht 
oder zum Vollzug dieser Satzung die ange-
schlossenen Grundstücke zu betreten, oder 
diesem Personenkreis nicht ungehinderten 
Zutritt zu allen Anlageteilen auf den ange-
schlossenen Grundstücken gewährt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt 
Arbeiten an der öffentlichen Abwasseranlage vor-
nimmt, Schachtabdeckungen oder Einlaufroste 
öffnet, Schieber bedient oder in einen Bestandteil 
der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen 
Abwasserkanal, einsteigt.

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 kön-
nen mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet 
werden.

§ 23
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 21.03.2014 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entwässerung 
der Grundstücke und den Anschluss an die öffentli-
che Abwasseranlage - Entwässerungssatzung - vom 
24.09.2010, in der Fassung der 1. Änderungssatzung 
vom 19.07.2013 außer Kraft

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn:

e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

f) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß be-
kannt gemacht worden,

g) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet 

oder

h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst 
über die Entwässerung der Grundstücke und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage - 
Entwässerungssatzung - vom 21.03.2014, wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die öffent-
liche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 der 
Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 05. Oktober 
1999 in der zurzeit geltenden Fassung.

Tönisvorst, den 21.03.2014
Der Bürgermeister

Gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 20/Nr. 4/S. 25

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 260
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Bekanntmachung
der Stadt Viersen
E I N L A D U N G

Sitzung: Rat  

Sitzungstag: 08.04.2014  

Sitzungsort: Sitzungssaal im Forum, 
  Rathausmarkt 2, 41747 Viersen 

Beginn: 18:00 Uhr  

Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung:

TOP Vorlagen-
Nr.

Bezeichnung

1.  Bestimmung eines Schriftführers

2.  Genehmigung der Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung des 
Rates am 11.03.2014

3. 2014/0181/
GBI

Anträge an die Sparkassen-
stiftung zu den Sitzungen am 
15.05.2014

4. 2014/0132/
GBIII

Anregung nach § 24 GO NW: 
Antrag des Forums Eine Welt 
Viersen vom 21.01.2013 auf 
Anstrebung des Titels ‚Fair 
Trade Town‘

5. 2014/0170/
FB10/I

1. Nachtragsstellenplan 2014

6. 2014/0183/
FB10/I

Wahl einer/eines Technischen 
Beigeordneten

7. 2014/0184/
FB10/I

Wahl einer/eines Beigeordne-
ten als Stadtkämmerin / Stadt-
kämmerer

8. 2014/0179/
FB10/I

Bestellung eines Beigeordne-
ten zum allgemeinen Vertreter 
des Bürgermeisters als Ersten 
Beigeordneten

9. 2014/0171/
FB10/III

Bestellung eines Mitgliedes 
des Forensikbeirates der 
LVR-Klinik Viersen

10. 2014/0190/
FB10/III

Umbesetzung des Wahlaus-
schusses

11. 2014/0188/
FB10/III

Einrichtung von Gemeinsa-
mem Lernen; hier:
Beanstandung des Ratsbe-
schlusses vom 30.01.2014

12. 2014/0131/
FB20/I

Ausführung des Haushalts-
planes 2013
hier: Leistung von Aufwen-
dungen / Auszahlungen nach 
§ 83 GO NRW

13. 2014/0133/
FB20/I

Angelegenheiten des ÖPNV, 
hier: Novellierung des ÖPN-
VG, Neuverteilung der ÖPNV 
Pauschale

14. 2014/0165/
FB30/I

Ordnungsbehördliche Ver-
ordnung über das Offenhal-
ten von Verkaufsstellen an 
Sonn- oder Feiertagen in 
Viersen

15. 2014/0176/
FB30/I

Stellvertretungsregelung 
Schiedspersonen

16. 2014/0142/
FB41/I

Errichtung eines Ersatzbaus 
für die Kindertageseinrich-
tung Konrad-Adenauer-Ring 
/ Übertragung der Träger-
schaft

17. 2014/0172/
FB60

Gesamtstrategie Histori-
scher Stadtkern Dülken 
(IMaHSD) - hier: 
E n t w i c k l u n g s k o n z e p t 
(IMaHSD), Festlegung des 
Fördergebietes, Mittelbereit-
stellung und Förderantrag

18.  Anfragen

19.  Beschlusskontrolle

20.  Verschiedenes

Nichtöffentliche Sitzung:

TOP Vorlagen-Nr. Bezeichnung

1.  Genehmigung der Nieder-
schrift über die nichtöffent-
liche Sitzung des Rates am 
11.03.2014
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2. 2014/0185/
GBI

Beteiligungsangelegen-
heiten; hier: Allgemeines 
Krankenhaus Viersen 
GmbH (AKH) und St. Irm-
gardis-Krankenhaus Süch-
teln GmbH (SIS)

3.  Beschlusskontrolle

4.  Verschiedenes

5.  Mitteilungen aus der nicht-
öffentlichen Sitzung an 
Dritte

Viersen, den 26.03.2014
gez.

T h ö n n e s s e n 
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2014, S. 272

Bekanntmachung
der Stadt Viersen
zur Kommunalwahl am 25. mai 2014 

Hinweise zur Eintragung in das Wählerverzeich-
nis für wahlberechtigte Unionsbürger und Uni-
onsbürgerinnen, die gemäß § 23 des meldegeset-
zes von der Meldepflicht befreit sind. 

Am 25. Mai finden in Nordrhein-Westfalen die Kom-
munalwahlen statt. 

An diesen Wahlen kann nur teilnehmen, wer in ein 
Wählerverzeichnis eingetragen ist. Staatsangehörige 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(ausländische Unionsbürger), die bei ihrer Meldebe-
hörde am 35. Tag vor der Wahl (Stichtag) für eine 
Wohnung, bei mehreren Wohnungen, für die Haupt-
wohnung gemeldet sind, werden bei Vorliegen der 
wahlrechtlichen Voraussetzungen von Amts wegen 
in das Wählerverzeichnis eingetragen. Sie erhalten 
von ihrer Wohnortgemeinde eine Wahlbenachrichti-
gung und können ohne Erfüllung sonstiger Formali-
täten an der Wahl teilnehmen. 

Wahlberechtigte ausländische Unionsbürger/innen, 
die wegen Befreiung von der Meldepflicht nicht bei 
der Meldebehörde gemeldet sind, werden nur auf 
Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Dafür 
ist Voraussetzung, dass sie gemäß §§ 7 und 8 des 
Kommunalwahlgesetzes am Wahltag 

- das sechzehnte Lebensjahr vollendet haben,
- seit mindestens dem 16. Tag vor der Wahl im 

Wahlgebiet (in der Gemeinde, bei Kreiswahlen 

im Kreis) eine Wohnung, bei mehreren Wohnun-
gen die Hauptwohnung, innehaben oder sich 
sonst gewöhnlich aufhalten und keine Wohnung 
außerhalb des Wahlgebietes haben

- in der Bundesrepublik Deutschland nicht vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind.

Der Antrag ist unter Angabe des Familiennamens, 
des Vornamens, des Tages der Geburt und des Ge-
burtsorts schriftlich oder zur Niederschrift bei der Ge-
meinde zu stellen. Im Rahmen des Antrags ist eine 
Versicherung an Eides Statt abzugeben, dass der/
die Antragsteller/in in der Gemeinde, bei Kreiswahlen 
im Kreis, am Wahltag seit mindestens dem 16. Tag 
vor der Wahl eine Wohnung innehat. Ferner muss 
der Antrag Angaben über den gültigen Identitätsaus-
weis und eine Versicherung an Eides Statt über die 
Staatsangehörigkeit enthalten. Die Gemeinde kann 
die Vorlage eines gültigen Identitätsausweises ver-
langen. Ein/e behinderte/r Wahlberechtigte/r kann 
sich der Hilfe einer anderen Person bedienen. Der 
Antrag muss spätestens am 09. mai 2014 (16. Tag 
vor der Wahl) bei der Wahldienststelle der Stadt 
Viersen im Stadthaus, Rathausmarkt 1, 41747 Vier-
sen, eingehen. Einem später eingehenden Antrag 
kann nicht mehr entsprochen werden. 

Antragsvordrucke werden von der Wahldienststelle 
der Stadt Viersen bereitgehalten. 

Viersen, den 21. März 2014 
Stadt Viersen 

Der Bürgermeister und Wahlleiter 
Gez. Thönnessen 
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Bekanntmachung der Jahresrechnung der Jagdge-
nossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 
Elmpt für das Geschäftsjahr 2012/2013

1.  Jahresrechnung
Aufgrund des § 7 Abs. 3 des Landesjagdgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 1978 (GV. 
NW. S. 318) hat die Genossenschaftsversamm-
lung der Jagdgenossenschaft Elmpt am  24. März 
2014, die am 20. März 2014 von den Kassenprü-
fern geprüfte Jahresrechnung für das Geschäfts-
jahr 2012/2013 beschlossen:

 Die Jahresrechnung hat folgendes Ergebnis:

 Verwaltungshaushalt
 Gesamteinnahmen  32.980,68 Euro
 Gesamtausgaben   32.980,68 Euro

 Vermögenshaushalt
 Gesamteinnahmen    6.980,68 Euro
 Gesamtausgaben     6.980,68 Euro

Die Genossenschaftsversammlung hat dem 
Jagdvorstand und dem Geschäftsführer vorbe-
haltlos Entlastung erteilt.

2. Bekanntmachung
Die vorstehende Jahresrechnung für das Ge-
schäftsjahr 2012/2013 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht.
Die Jahresrechnung liegt zur Einsichtnahme in 
der Zeit vom 7. bis 11. April 2014 und am 14. und 
15. April 2014 in der Geschäftsstelle Alter Kirch-
weg 20, 41372 Niederkrüchten-Elmpt, jeweils in 
der Zeit von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, öffentlich aus.

Elmpt, den  26. März  2014
gez. Stefan  Bonus

Jagdvorsteher
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Elmpt

Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Elmpt
Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Jagd-
genossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 
Elmpt für das Geschäftsjahr 2014/2015

1. Haushaltssatzung

 Aufgrund des § 7 Abs. 3 des Landesjagdgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 11. Juli 1978 (GV. NW. 
S. 318) hat die Versammlung der Mitglieder der 
Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks Elmpt am 24. März 2014 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Geschäftsjahr 
2014/2015 wird

im Vermögenshaushalt 
in der Einnahme auf         3.000,00 Euro

 in der Ausgabe auf         3.000,00 Euro

im Verwaltungshaushalt 
in der Einnahme auf       32.200,00 Euro

 in der Ausgabe auf       32.200,00 Euro

festgesetzt.

§ 2

Kredite werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht ver-
anschlagt.

§ 4

Kassenkredite werden nicht beansprucht.

2. Bekanntmachung

 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Ge-
schäftsjahr 2014/2015 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. Sie enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Teile

 Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme in der 
Zeit vom 07. bis 11. April 2014 und am 14. und 
15. April 2014 in der Geschäftsstelle Alter Kirch-
weg 20, 41372 Niederkrüchten-Elmpt, jeweils in 
der Zeit von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr, öffentlich 
aus.

Elmpt, den  26. März  2014
gez. Stefan  Bonus

Jagdvorsteher
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Schmalbroich
Einladung zur Genossenschaftsversammlung 
 
Hiermit lade ich die Jagdgenossenschaft des ge-
meinschaftlichen Jagdbezirks Schmalbroich zu einer 
öffentlichen Genossenschaftsversammlung ein. Sie 
findet statt am 
 
montag, dem 05. mai 2014 um 19.00 Uhr 
 
im Vereinsheim des Reit- und Fahrvereins 
Schmalbroich-Kempen, Schmeddersweg 8, Kempen. 
  
Tagesordnung: 
 
1.  Billigung der Niederschrift der Genossenschafts-
 versammlung vom 3. Mai 2010 
2. Geschäftsbericht 
3. Bericht über die Rechnungsprüfung für die Ge-
 schäftsjahre 2010/2011 bis 2013/2014 
4. Entlastung des Vorstandes 
5.  Neuwahl des Vorstandes für den Zeitraum 
 01. April 2014 – 31. März 2018 
6.  Neuwahl des Geschäftsführers und des stellver-
 tretenden Geschäftsführers für den Zeitraum
 01. April 2014 – 31. März 2018 
7.  Wahl der Rechnungsprüfer für den Zeitraum 
 01. April 2014 – 31. März 2018 
8.  Haushaltssatzung und Haushaltspläne für die Ge-
 schäftsjahre 2014/2015 bis 2017/2018 
9.  Verschiedenes 

Ich weise darauf hin, dass nach den Bestimmungen 
der Satzung der Jagdgenossenschaft vom 9. Juni 
1980 
 
a)  besondere Einladungen an die Jagdgenossen 
 nicht ergehen, 
 
b)  die Jagdgenossenschaftsversammlung ohne 

Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Jagdge-
nossen beschlussfähig ist, 

 
c)  jeder Jagdgenosse sich durch eine volljährige 

und geschäftsfähige Person unter Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht vertreten lassen kann; 
der bevollmächtigte Vertreter darf höchstens fünf 
Jagdgenossen vertreten. 

Kempen, den 11. März 2014 
gez. Rübo 

 Vorsitzender des 
Jagdvorstandes 
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft Schmalbroich
über die Auslegung des Entwurfs der Haushalts-
satzung und der Haushaltspläne der Jagdgenossen-
schaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks Schmal-
broich für die Geschäftsjahre 2014/2015, 2015/2016, 
2016/2017, 2017/2018. 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung und der 
Haushaltspläne der Jagdgenossenschaft des ge-
meinschaftlichen Jagdbezirks Schmalbroich für die 
Geschäftsjahre 2014/2015 bis 2017/2018 liegt aufgr-
und § 7 Abs. 3 des Landesjagdgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 07. Dezember 1994 (GO NW 19095, S. 2) 
während der Dienststunden im Nebengebäude des 
Rathauses in Kempen, Acker 1, Zimmer 10, zur Ein-
sichtnahme öffentlich aus. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und der 
Haushaltspläne können von Mitgliedern der Jag-
dgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks Schmalbroich innerhalb von vierzehn Tagen 
nach Beginn der Auslegung Einwendungen erhoben 
werden. Diese können schriftlich an den Jagdvor-
stand oder mündlich beim Schriftführer, Nebenge-
bäude Rathaus, Acker 1, Zimmer 10, zur Niederschrift 
erklärt werden. Über die Einwendungen beschließt 
die Jagdgenossenschaft in öffentlicher Versammlu-
ng. 
 
Kempen, den 11. März 2014 

gez. Rübo 
 Vorsitzender des 

Jagdvorstandes 
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